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Gesetz 
zur Aufhebung des 

Fideikommißauflösungsrechts und 
anderer Vorschriften 

Vom 21. November 1983 

Der Landtag hat am 9. November 1983 das fol­
gende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Aufhebung des Fideikommißauflösungsrechts 

(1) Die bundes- und landes rechtlichen Vorschrif­
ten über das Fideikommißauflösungsrecht treten 
außer Kraft. 

(2) Insbesondere treten außer Kraft 

1. das bad. Gesetz zur Ausführung des § 66 der 
Verfassung über Aufhebung der Familien­
und Stammgüter, der Fideikommisse des vor­
maligen Großherzoglichen Hauses und des 
Hausvermögens der standesherrlichen Fami­
lien (Stammgüteraufhebungsgesetz) vom 
18. Juli 1923 (GVBI. S. 233), zuletzt geändert 
durch das Grundstückverkehrsgesetz vom 
28. Juli 1961 (BGBl. I S. 1091), 

2. das württ. Gesetz über die Auflösung der 
Fideikommisse vom 14. Februar 1930 (RegBl. 
S. 21), zuletzt geändert durch das Stiftungs­
gesetz für Baden-Württemberg vom 4. Okto­
ber 1977 (GBI. S. 408), 

3. die württ. Verordnung des Staatsministeriums 
über Gebühren in Fideikommißangelegenhei­
ten vom 25. Februar 1930 (RegBl. S. 32), 

4. die württ. Verordnung des Justizministeriums 
zum Vollzug des Gesetzes über die Auflö­
sung der Fideikommisse vom 27. Februar 
1930 (RegBl. S. 34), zuletzt geändert durch 
das Grundstückverkehrsgesetz vom 28. Juli 
1961 (BGBl. I S. 1091), 

5. das Gesetz zur Vereinheitlichung der Fidei­
kommißauflösung vom 26. Juni 1935 (RGB!. I 
S.785), 

6. die Verordnung des Reichsministers der Ju­
stiz zur Durchführung des Gesetzes zur Ver­
einheitlichung der Fideikommißauflösung 
vom 24. August 1935 (RGBI. I S. 1103), 

7. das Gesetz über das Erlöschen der Familien­
fideikommisse und sonstiger gebundener 
Vermögen vom 6. Juli 1938 (RGBt I S. 825), 
zuletzt geändert durch das Stiftungsgesetz 

für Baden-Württemberg vom 4. Oktober 1977 
(GBI. S. 408), 

8. die Verordnung des Reichsministers der Ju­
stiz zur Durchführung und Ergänzung des 
Gesetzes über das Erlöschen der Familien­
fideikommisse und sonstiger gebundener 
Vermögen vom 20. März 1939 (RGBl. I S. 509), 
zuletzt geändert durch das Stiftungsgesetz für 
Baden-Württemberg vom 4. Oktober 1977 
(GBI. S. 408), 

9. die Verordnung des Reichsministers der Ju­
stiz über die Verlängerung von Fristen auf 
dem Gebiete der Fideikommißauflösung vom 
14. Dezember 1939 (RGBl. I S. 2417), 

10. die Verordnung des Reichsministers der Ju­
stiz, des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft und des Reichsministers des 
Innern über den Wald schutz bei der Fidei­
kommißauflösung (Schutzforstverordn ung) 
vom 21. Dezember 1939 (RGBl. I S. 2459), 

11. die württ.-bad. Verordnung Nr.242 Zweite 
Verordnung des Justizministeriums über die 
Abwicklung der Fideikommisse und ähnli­
cher gebundener Vermögen vom 3. Septem­
ber 1948 (RegBl. S. 171), 

12. das württ.-hohenz. Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Fideikommiß- und Stiftungs­
rechts vom 26. Februar 1952 (RegBl. S. 11). 

(3) § 32 des Stiftungsgesetzes für Baden-Würt­
temberg vom 4. Oktober 1977 (GBI. S. 408) bleibt 
unberührt. 

Artikel 2 

Aufhebung anderer Vorschriften 

Es treten ferner außer Kraft 

1. das württ.-bad. Gesetz Nr. 214 über die Rechts­
gültigkeit von Amtshandlungen im Gebiet der 
Rechtspflege vom 31. Juli 1941 (RegBI. S. 68), 

2. die bad. Landesverordnung des Ministeriums 
der Justiz über Erlaß von Gebühren für die 
Erben politisch Verfolgter vom 9. Oktober 
1941 (GVBI. S. 207), 

3. das württ.-hohenz. Gesetz über die Entschädi­
gung der Opfer des Nationalsozialismus vom 
14. Februar 1950 (RegBl. S. 187), zuletzt geän­
dert durch das Gesetz zur Anpassung des Lan­
desrechts an das Zweite Gesetz zur Reform 
des Strafrechts und das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 26. November 1974 (GBI. 
S.508), 
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4. das württ.-hohenz. Gesetz über die Wieder­
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
im öffentlichen Dienst vom 14. Februar 1950 
(RegBI. S. 200), zuletzt geändert durch das Ge­
setz zur Anpassung des Landesrechts an das 
Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts und 
das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
vom 26. November 1974 (GBL S. 508), 

5. das bad. Landesgesetz über die Wiedergutma~ 
chung nationalsozialistischen Unrechts an An­
gehörigen des öffentlichen Dienstes vom 
6. September 1950 (GVBI. S. 285), zuletzt ge­
ändert durch das Gesetz zur Anpassung des 
Landesrechts an das Zweite Gesetz zur Reform 
des Strafrechts und das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 26. November 1974 
(GBL S. 508), 

6. die bad. Durchführungsverordnung der Lan­
desregierung zum Landesgesetz über die Wie­
dergutmachung nationalsozialistischen Un­
rechts an Angehörigen des öffentlichen Dien­
stes vom 6. September 1950 (GVBI. S. 285) vom 
29. Januar 1951 (GVBl. S. 40), 

7. die württ.-hohenz. Verordnung des Staats­
ministeriums zur Durchführung des Gesetzes 
über die Wiedergutmachung nationalsoziali­
stischen Unrechts im öffentlichen Dienst vom 
6. Februar 1951 (RegBI. S. 16), 

8. die württ.-hohenz. Verordnung des Staatsmi­
nisteriums über die Anmeldebehörden für die 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un­
rechts für Angehörige des öffentlichen Dien­
stes vom 24. Juli 1951 (RegBI. S. 85), 

9. das bad. Landesgesetz über die Entschädi­
gung der Opfer des Nationalsozialismus in 
der Fassung vom 29. Oktober 1951 (GVBl. 
S. 168), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Anpassung des Landesrechts an das Zweite 
Gesetz zur Reform des Strafrechts und das 
Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
26. November 1974 (GBL S. 508). 

Artikel 3 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

Das Denkmalschutzgesetz vom 25. Mai 1971 
(GBL S. 209) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Juli 1983 (GBL S. 378), wird wie folgt geän­
dert: 

In § 34 Abs. 5 wird folgender Satz 5 angefügt: 

"Soweit zur Wirksamkeit eines Rechtsgeschäf­
tes oder zur Vornahme einer Handlung die Ge­
nehmigung des Fideikommißgerichts erforder-

lich war, geht die Genehmigungszuständigkeit 
auf die höhere Denkmalschutzbehörde über." 

Artikel 4 

lJbergangsvorschriften 

§ 1 

Allgemeine Ubergangsvorschrift 

Die auf Grund des bisherigen Rechts entstande­
nen Rechte und Rechtsverhältnisse bleiben auf­
rechterhalten. 

§2 

Zusätzliche Ubergangsvorschriften 
zum Fideikommißauflösungsrecht 

(1) Im Bereich des Fideikommißrechts bleiben 
auch die getroffenen Sicherungsmaßnahmen mit 
Ausnahme der Schutzforstanordnungen aufrecht­
erhalten. 

(2) Soweit für ein Familienfideikommiß oder ein 
sonstiges gebundenes Vermögen im Sinne des 
§ 30 des Gesetzes vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 825) 
ein Fideikommißauflösungsschein noch nicht er­
teilt ist, gilt er mit dem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes als erteilt. 

(3) In den Grundbüchern noch eingetragene Fi­
deikommißvermerke sind von Amts wegen zu 
löschen, der Vorlage eines Fideikommißauflö­
sungsscheins bedarf es hierzu nicht. Ebenfalls 
von Amts wegen zu löschen sind die im Grund­
buch eingetragenen Schutzforstvermerke. 

(4) Die auf Grund fideikommißrechtlicher Vor­
schriften zugunsten bestimmter Personen ange­
ordneten Sicherungen können durch Vereinba­
rung geändert oder aufgehoben werden. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, so kann eine Än­

derung oder Aufhebung im Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten erfolgen, soweit dadurch 
die Anspruche der Berechtigten nicht gefährdet 
werden. 

(5) Folgende Zuständigkeiten des Fideikommiß­
gerichts gehen auf das Amtsgericht Stuttgart 
über: 

1. die Genehmigung von Vereinbarungen über 
die Änderung oder Aufhebung von Sicherhei­
ten, soweit diese zugunsten bestimmter Per­
sonen bestellt sind und nach Beschlüssen des 
Fideikommißgerichts dessen Genehmigung er­
forderlich war, 
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2. die Entscheidungen im Zusammenhang mit der 
im Interesse der Berechtigten erfolgten Ein­
setzung von Treuhändern, insbesondere deren 
Bestellung und Abberufung. 

Die Entscheidungen trifft der Richter im Verfah­
ren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Das Verfah­
ren vor dem Amtsgericht ist gerichtskostenfrei I 
im übrigen gelten die Vorschriften der Kosten­
ordnung entsprechend. Die Kosten der Aufhebung 
oder Änderung von Sicherungen trägt der Eigen­
tümer. 

(6) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes beim 
Fideikommißgericht anhängigen Verfahren wer­
den von diesem Gericht fortgeführt, soweit ent­
sprechende Verfahren auch künftig in Betracht 
kommen. Im übrigen sind die Verfahren in der 
Hauptsache erledigt; in diesen Fällen werden Ge­
richtskosten nicht erhoben. 

ArtikelS 

Inkrafttreten 

Artikel 3 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft, die übrigen Vorschriften am 1. Januar 1984. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

STUTIGART, den 21. November 1983 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

SPÄTH 
DR.ENGLER 

SCHLEE 

DR.I;:YRICH 
DR.PALM 
GERSTNER 

MAYER-VORFELDER 
DR.EBERLE 

RUDER 

Gesetz zur Änderung 
des Landeseisenbahngesetzes 

Vom 21. November 1983 

Der Landtag hat am 9. November 1983 das fol­
gende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landeseisenbahngesetzes 

Das Gesetz über Eisenbahnen und Bergbahnen in 
Baden-Württemberg vom 30. Mai 1918 (GBI. 
S. 211), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Landesverwaltungsgesetzes und 
anderer Gesetze vom 18. Juli 1983 (GB1. S. 369), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Dies gilt auch für wesentliche Erweite­
rungen oder Änderungen des Unterneh-

mens, der Bahnanlagen oder des Betrie­
bes.". 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr.2 erhält folgende Fas­
sung: 

,,2. die Leistungsfähigkeit des Unterneh­
mens gewährleistet ist,". 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden der Punkt am 
Ende der Nummer 4 durch einen Beistrich 
ersetzt und folgende Nummer 5 angefügt: 

,,5. die eisenbahntechnische Prüfung keine 
Beanstandungen ergibt.". 

2. § 3 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Dauer der Verleihung so1150 Jahre nicht 
unterschreiten. u. 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§ 4 

Anhörung 

(1) Wird eine Verleihung nach § 2 Abs. 1 be­
antragt, sind die Bundes- und Landesbehör­
den, deren Aufgabenbereich durch das Vor­
haben berührt wird, sowie die Gemeinden, 
Landkreise, Regionalverbände, Nachbar­
schaftsverbände und Industrie- und Handels­
kammern zu hören, deren Einzugsgebiet 
durch den beabsichtigten Eisenbahnverkehr 
berührt wird. Andere Verkehrsträger und 
Verkehrsnutzer können gehört werden. 

(2) Die Verleihungsbehörde kann bei Anträ­
gen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 von der Anhörung 
absehen, wenn das Vorhaben verkehrswirt­
schaftlich von untergeordneter Bedeutung ist 
und erhebliche Nachteile für andere nicht zu 
erwarten sind oder wenn die Voraussetzun­
gen des § 6 Abs. 2 vorliegen. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn sich 
der Antrag auf die Ubernahme von Bahnanla­
gen oder eines Bahnbetriebs der Deutschen 
Bundesbahn bezieht.". 

4. Es wird folgender § 5 eingefügt: 

,,§ 5 

Baupflicht 

Aufgrund der Verleihung ist der Unterneh­
mer verpflichtet, die Eisenbahn nach dem 
festgestellten Plan zu erbauen. ". 
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